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Ethik, Rechenschaft und Transparenz 
Können die Vereinten Nationen ihren eigenen Maßstäben gerecht werden?

Ian Williams

Die Immunität gegenüber jeglicher Gerichtsbarkeit 
soll die Weltorganisation vor inländischen Rechts-
streitigkeiten und staatlichen Schikanen schützen. 
Allerdings kann dies sowohl für UN-Bedienstete 
als auch für Opfer von Fehlverhalten außerhalb des 
Systems negative Konsequenzen haben. Der dama-
lige UN-Generalsekretär Kofi Annan stellte im Jahr 
2005 Maßnahmen in den Bereichen Ethik, Rechen-
schaft und Transparenz vor. Obwohl Einigkeit dar-
über herrscht, dass sich der Umgang mit Personal-
streitigkeiten und institutionellem Fehlverhalten 
deutlich verbessert hat, bedarf es einer Reform des 
UN-Rechtssystems. 

Der Staat Vatikanstadt verfügt über seine eigene 
Polizeieinheit und ein eigenes Gericht. Auch wenn 
die berüchtigten Kerker der Inquisition heutzutage 
leer sind, verfügte der Stadtstaat vor nicht langer Zeit 
über einen eigenen Gefangenen: Paolo Gabriele, ehe-
maliger Kammerdiener des Papstes Benedikt XVI., 
der im Zuge der ›Vatileaks‹-Affäre verurteilt wur-
de.1 Strafverfahren werden normalerweise von Ita-
lien durchgeführt. So wurde zum Beispiel Mehmet 
Ali Ağca zu 19 Jahren Haft verurteilt, nachdem er 
auf dem Petersplatz in Rom am 13. Mai 1981 einen 
Anschlag auf Papst Johannes Paul II. verübt hatte.2

Im Gegensatz zum Vatikan sind die UN kein 
souveräner Staat, gemein ist ihnen die Extraterrito-
rialität. Es gibt keine Kerker unterhalb des UN-
Amtssitzes und die New Yorker Polizei verfolgt die 
Straftaten, die vor Ort begangen werden. Aufgrund 
der Immunität erhalten UN-Bedienstete allerdings 
von nationalen Gerichten keine Entschädigung. In-
ternationale Verträge bewahren die Organisation 
vor inländischen Rechtsstreitigkeiten, obwohl ambi-
tionierte amerikanische Rechtsanwälte seit 70 Jahren 
versuchen, die Organisation für Missstände – so-
wohl wahre als auch erfundene – zu verklagen.

Die Unfehlbarkeit des Generalsekretärs

Der UN-Generalsekretär wird häufig scherzhaft als 
ein ›säkularer Papst‹ bezeichnet. Im Bereich der Per-
sonalangelegenheiten kann ihm durchaus ein ge-
wisses Wetteifern mit der Dreifaltigkeit unterstellt 
werden. Betroffene Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter fanden sich im Streit mit ihm über bestimmte 
Handlungen wieder, die in seinem Namen als no-
minelles Oberhaupt der Organisation durchgeführt 
wurden. Gegen den Generalsekretär und seine Ent-
scheidungen konnten sie vor einem Gremium in Be-

rufung gehen, das mit seinen Angestellten besetzt 
war. Die Vereinten Nationen pflegen tatsächlich ih- 
re eigene Art der päpstlichen Unfehlbarkeit und es 
scheint ihnen nicht möglich zu sein, institutionelles 
Fehlverhalten zuzugeben.

Dabei ist nicht immer von Amtsvergehen die Rede: 
UN-Bedienstete sind häufig sehr loyal und es wi-
derstrebt ihnen, die Unabhängigkeit der Organisa-
tion zu untergraben. Darüber hinaus ist die Organi-
sation äußerst hierarchisch aufgebaut und besteht 
aus Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern aus verschie-
denen Kulturkreisen, in denen Rangordnungen teil-
weise das Wichtigste sind. Daher wehrt sich die hoch-
rangige Führungsebene dagegen, Auflagen von Ge- 
richten zu erfüllen, die mit Richterinnen und Richtern 
besetzt sind, die ihnen im Rang unterstellt sind. 

UN und Immunität

Theoretisch sind die 80 000 Bediensteten der Ver-
einten Nationen Teil eines unparteiischen internatio-
nalen öffentlichen Dienstes.3 Sie werden vor staat
lichen Eingriffen geschützt. Die Immunität gegen- 
über jeder Gerichtsbarkeit schützt die UN-Bediens-
teten bei der Ausübung ihrer täglichen Aufgaben 
vor politischen Schikanen. Ohne diese Immunität 
würde die Organisation vor den Gerichten weltweit 
ständig verklagt werden. Die Gründer der Verein-
ten Nationen waren sich des Problems bewusst. Den-
noch dauerte es mehr als 60 Jahre, um dieses effek-
tiv anzugehen. Artikel VIII, Abschnitt 29 des Über- 
einkommens über die Vorrechte und Immunitäten 
der Vereinten Nationen besagt: 

»Die Organisation sorgt für geeignete Verfahren 
zur Beilegung von Streitigkeiten aus privatrechtlichen 
Verträgen oder von anderen privatrechtlichen Strei-
tigkeiten, bei denen die Organisation Streitpartei ist; 
sowie von Streitigkeiten, an denen eine Bedienstete 
oder ein Bediensteter der Organisation beteiligt ist, 
die oder der aufgrund der amtlichen Stellung Immu-
nität genießt, sofern diese nicht vom Generalsekre-
tär aufgehoben worden ist.“4

André Sirois, ein innerhalb des UN-Systems prak-
tizierender Rechtsanwalt und ehemaliger UN-Be-
diensteter, behauptet, dass die UN niemals ihren Teil 
der Abmachung hinsichtlich der Immunität erfüllt 
oder tatsächlich versucht haben, ein ständiges Ge-
richt entsprechend Artikel VIII des Übereinkommens 
einzurichten. Auch die jüngst reformierte Struktur 
ist hinsichtlich des Umgangs mit Personalstreitig-
keiten eingeschränkt.
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da – ICTR) in Tansania, lies der Kanzler des Gerichts 
wohlwollende Einträge in Sirois Akte durch Verleum-
dungen ersetzen. Er ordnete an, dass seine Telefon-
leitung gekappt wurde und verbot ihm, Telefonge-
spräche nach außen zu tätigen. »Mein Fall zog sich 
über sieben Jahre hin und man hörte keine Zeugen 
an. Was mich rettete, war ein Stapel Dokumente, den 
ich gesammelt hatte und in denen deutliche Beweise 
für Fehlverhalten dokumentiert waren.« Sirois war 
nicht allein. Der ehemalige britische Militäroffizier 
Peter Goddard und die französische Journalistin 
Beatrice Lacoste waren ebenso Opfer der Schika-
nen des Kanzlers und wurden, wie Sirois, schließ-
lich entlastet und entschädigt.

Sirois Fall unterstreicht die in der Verwaltung herr-
schende Solidarität. Noch bevor Sirois seinen Fall 
vorbrachte, wurde der Kanzler zum Rücktritt ge-
zwungen und von der Presse angeprangert. Die Ver-
waltung tadelte ihn, war jedoch nicht in der Lage, 
institutionelles Fehlverhalten zuzugeben. Der Fall 
schaffte es in die New York Times und die öffent-
liche Berichterstattung über die massive, unbestreit-
bare Inkompetenz und die Korruption im ICTR hat 
dazu geführt, dass der Kanzler nicht – wie einst – 
Straflosigkeit genießen konnte.

Die Kontrolle durch die Medien, die politische 
Aufmerksamkeit sowie das Ende des Kalten Krieges 
waren Gründe, warum Führungspersonen nicht mehr 
automatisch auf die parteiische Unterstützung aus 
den verschiedenen Blöcken zählen konnten. In den 
neunziger Jahren versuchten Klägerinnen und Klä-
ger immer häufiger, in den USA Gerichtsprozesse ge-
gen die UN zu führen. Diese wurden von der über-
steigerten, jedoch gleichermaßen berechtigten öffent- 
lichen Wahrnehmung begleitet, dass UN-Bediens-
tete absolute Straffreiheit besäßen. Vorwürfe über 
sexuelle Belästigung bei den Vereinten Nationen 
wurden zum Beispiel derart beiseitegeschoben, dass 
die Intransparenz der Verfahren beinahe die glei-
che Relevanz wie die eigentlichen Beschwerden ent-
wickelte.

»Dies kommt einem gigantischen diplomatischen 
Betrug gleich. Opfer sind all jene Hunderttausende, 
die einen legitimen Anspruch hätten, gegen die UN 
auszusagen, deren Klagen aber von keinem Gericht 
in der Welt gehört werden. Das System erlaubt keine 
Wiedergutmachung für betroffene Menschen, die kei-
ne UN-Bediensteten sind«, so Sirois. Als Beispiel ver-
weist er auf die Menschen in Haiti, die aufgrund 
einer Infektion durch nepalesische UN-Friedenssol-
datinnen und -soldaten an Cholera leiden, oder die 
Roma in Kosovo, deren Zelte die Vereinten Nationen, 
so Sirois, auf radioaktiv verseuchtem Boden errich-
teten. Als weiteres Beispiel nennt er Bulgarien, das ein 
Bataillon von Straffälligen als Friedenssicherungs-
truppe nach Kambodscha entsandt hatte. »Die kam-
bodschanischen Familien erhielten keine Entschädi-
gung für die Morde, Belästigungen und Raubüber- 
fälle, die diese Straffälligen begingen«5, erklärt Si-
rois.

Obwohl die offizielle Mythologie der Vereinten 
Nationen eine scharfe Trennlinie zwischen UN und 
Völkerbund zieht, enthält das UN-System weitaus 
mehr der ›organisatorischen DNA‹ des Völkerbunds, 
als allgemein anerkannt wird. Die Vereinten Natio-
nen greifen weiterhin auf das Rechtssystem für Be-
dienstete des Völkerbunds zurück, worin das Per-
sonalrecht größtenteils festgeschrieben ist. »Sie er- 
stellten dieses auf Grundlage der Kriegsgerichte Eu-
ropas, insbesondere Frankreichs,« so Sirois, der dar-
auf verweist, dass die Personalpraktiken der zwan-
ziger Jahre heute längst überholt sind. Tatsächlich 
ist das System, das auch zur Verurteilung des Kapi-
täns Alfred Dreyfus im Jahr 1894 führte, in der 
zweiten Hälfte des zwanzigsten Jahrhunderts kaum 
noch geeignet.

Der Bereich Rechtsangelegenheiten (Office of Le-
gal Affairs – OLA) hatte die UN-Bediensteten be-
handelt, als seien sie die einzigen Menschen weltweit, 
die sich nicht auf die Allgemeine Erklärung der Men-
schenrechte oder andere Menschenrechtsinstrumente 
berufen können. »Ich hatte eine Kampagne ins Le-
ben gerufen, die diesen Missstand beheben sollte, 
was, wie durch ein Wunder, im Jahr 2000 geschah«, 
erinnert sich Sirois. Er ergänzt, dass der Gemeinsa-
me Beirat für Beschwerden (Joint Appeals Board) 
an keine Verfahrensregeln gebunden war: »Es wur-
den keine Zeuginnen und Zeugen angehört und kei-
ne Rücksicht auf die Rechtslage genommen. Der Bei-
rat brauchte Jahre, um Entscheidungen zu treffen, 
die für den Generalsekretär ohnehin nicht verbind-
lich waren, und es gab keine erste Instanz.«

Der Fall Sirois, Lacoste und Goddard

Sirois eigener Fall ist ein klassisches Beispiel dafür, 
was UN-Bediensteten im Feld widerfahren kann. An-
gestellt am Internationalen Strafgerichtshof für Ru-
anda (International Criminal Tribunal for Rwan-
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Es folgten verschiedene Finanzskandale und die 
Vereinten Nationen waren gezwungen zu handeln. 
Der Mangel an ordnungsgemäßen Verfahren mach-
te sich bemerkbar. Die Amerikaner forderten im Jahr 
1994 den damaligen UN-Generalsekretär Boutros 
Boutros-Ghali auf, acht Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter wegen Korruption fristlos zu entlassen. Dies 
ging in die Geschichte als die ›Skylink-Affäre‹ ein. 
Den Vereinten Nationen wurde irrtümlicherweise 
vorgeworfen, sie würden einen kanadischen Flug-
zeugauftragnehmer gegenüber einer amerikanischen 
Firma bevorzugen. Alle Beteiligten wurden letzt-
lich für unschuldig befunden, wieder eingesetzt oder 
großzügig entschädigt, was der Führungsebene zu-
gutekam6.

Amt für interne Aufsichtsdienste

Ein Ergebnis des medialen Druckes und des politi-
schen Einflusses der Amerikaner war die Einrich-
tung des Amtes für interne Aufsichtsdienste (Of-
fice of Internal Oversight Services – OIOS), das 
beinahe als das ›FBI‹ des UN-Systems bezeichnet 
werden kann. Damit wurde allerdings nur eine wei-
tere ›kosmetische Korrektur‹ vorgenommen. Das Amt 
veröffentlicht seine Untersuchungen, besitzt jedoch 
keine Umsetzungsbefugnis. Da der US-Kongress dar-
auf drängte, straffällig gewordene UN-Bedienstete 
aus dem Dienst zu entlassen, zu inhaftieren und nicht 
durch unparteiische Gerichte zu entlasten, nahmen 
die Probleme für das Personal eher zu. Der Schwer-
punkt des OIOS lag im Bereich der Ordnungsmä-
ßigkeit der Finanzen und des Verfahrensrechts. Ei-
ner seiner Erfolge war, dass das Kanzleramt des 
ICTR überprüft wurde – in Bezug auf die drei ge-
schädigten Personen Sirois, Godard und Lacoste 
wurde das OIOS jedoch nicht tätig. Deren Karrie-
ren wurden zunichte gemacht. Durch die Veröffent-
lichung ihrer Hinweise hatten sie ihre Arbeit verlo-
ren. Es dauerte bis zu sieben Jahre, bevor sie ent- 
schädigt wurden und ihre Reputation wieder her-
gestellt war. 

Eine unabhängige Überprüfung des OIOS im 
Jahr 20077 – das Amt war zu diesem Zeitpunkt 
von ursprünglich fünf auf 116 Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter angewachsen – beklagte, »Der Fo-
kus liegt beinahe zwanghaft auf dem Aspekt der 
Vertraulichkeit und dem Fehlen von Transparenz«, 
was bei den »Menschen außerhalb des OIOS den Ein-
druck erweckt, dass dieses wie ein Nachrichten-
dienst mit einer hierarchischen Struktur von oben 
nach unten geleitet wird, wodurch eine Kultur der 
Angst und Unsicherheit erzeugt und weitergetragen 
wird«8. Die Ermittlerinnen und Ermittler des OIOS 
erstellten Berichte und legten dabei wenig Wert auf 
die Regeln der juristischen Beweisführung. »Das 
OIOS war auch ein willkommener Nährboden für 
manche hochrangige Führungspersonen, die, auf-

grund ihres Verständnisses von Macht- und Kont-
rollausübung, das Vertrauen und die Reputation 
der Abteilung mit der Zeit wesentlich zerstörten«9, 
so der Überprüfungsbericht. 

Das OIOS glich dem Mikrokosmos anderer UN-
Abteilungen, in dem die Führungsebene Autorität 
über das Personal ausübte und bürokratische Macht-
spiele spielte, ohne Konsequenzen fürchten zu müs-
sen. Die Vereinten Nationen weisen die Unvollkom-
menheit einer Regierungsbürokratie auf – doch 
müssen sie dem Druck von 193 Mitgliedstaaten 
standhalten und nicht nur von einer einzigen politi-
schen Gruppe. Zudem erachten es die meisten Bot-
schafterinnen und Botschafter nicht als falsch, in-
nerhalb des UN-Systems nach einem Posten für sich 
selbst oder ihre Landsleute zu streben. Personalent-
scheidungen sind  – ganz offenkundig und von Amts 
wegen – hinsichtlich Leitungspositionen hochgra-
dig politisch. Dies trifft jedoch teils auch für Pos-
ten auf unteren Ebenen zu.

Obwohl viele UN-Bedienstete ihre Aufgaben – 
und darüber hinaus weitaus mehr – erfüllen, lag 
und liegt wahrscheinlich noch immer eine traurige 
Wahrheit in der Antwort des ehemaligen UN-Ge-
neralsekretärs Perez de Cuellars, als er gefragt wur-
de, wie viele Menschen in der Organisation arbeiten. 
Es wird berichtet, dass er mit den Worten »Etwa 
die Hälfte« reagierte. Er hätte ergänzen können, dass 
die andere Hälfte aus Personen besteht, die beför-
dert werden wollen. Im 20. Jahrhundert lag die Stra-
tegie darin, Personal bei Bedarf auszugrenzen, bei 
einer Beförderung zu übergehen und ihnen das Le-
ben durch schlechtes Management zu erschweren – 
doch es war schwierig, Personen zu kündigen. Auf 
der anderen Seite war es ein langer, mühsamer und 
unberechenbarer Prozess für die betroffenen Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter, beim Ausbleiben einer 
Beförderung entsprechend entschädigt zu werden.

Reform des Rechtssystems

Kofi Annan, der erste UN-Generalsekretär, der aus 
den Reihen des UN-Personals ernannt wurde, legte 
ein besonderes Augenmerk auf die Rechtsbelange der 
UN-Bediensteten. Im Jahr 2002 ernannte er mit 
der Jamaikanerin Patricia Durant die erste Om-
budsperson. Heute hat das Büro Vertreterinnen und 
Vertreter an sieben Standorten weltweit. Auch wenn 
dies zur Lösung einiger Probleme beigetragen hat, 
so war die Ombudsperson als Beigeordnete Gene-
ralsekretärin lediglich befugt, Einigungen auszu-
handeln. Innerhalb des UN-Systems sah die hoch-
rangige Führungsebene keinen Anlass dafür, einer 
Person, die ihnen rangmäßig unterstellt ist, Gehör 
zu schenken. Verschiedene beteiligte Personen ver-
wiesen auf die Ironie: Die Vereinten Nationen, Me-
diator und Friedensstifter der Welt, sind nicht gut 
darin, Streitigkeiten mit dem eigenen Personal zu 

Das OIOS glich  
dem Mikrokosmos 
anderer UN-Abtei-
lungen, in dem die 

Führungsebene 
Autorität über das 

Personal ausübte 
und bürokratische 

Machtspiele spielte, 
ohne Konsequenzen 
fürchten zu müssen.

Die Vereinten 
Nationen weisen die 

Unvollkommenheit 
einer Regierungs-

bürokratie auf.



Williams    |   Ethik, Rechenschaft und Transparenz 

Vereinte Nationen  3/2016										           113

   6  Siehe dazu Ian Williams, The UN, the CIA, and Evergreen Air, in: 

Covert Action Quarterly #47, 15th Anniversary Issue, Januar 1994,  

S. 50–52.

   7  Erling Grimstad, Final Report, Review of the OIOS Investigations 

Division, Office of Internal Oversight Services, 25.6.2007, www.hrw.

org/legacy/pub/2008/un/External.ReviewOIOS.pdf

   8  Ebd., S. 103.

   9  Ebd., S. 7.

 10  Vgl. Ian Williams, ›Öl für Lebensmittel‹ Das Programm, der ›Skan-

dal‹ und die Geschichte dahinter, Vereinte Nationen (VN), 1/2007,  

S. 10–15.

 11  UN Doc. A/60/568 v. 28.11.2005.

 12  www.un.org/en/oaj/unjs/; Wolfgang Münch, »Unzeitgemäß, feh-

lerhaft und ineffektiv«. Ein neuer Bericht zur Reform des Systems der 

internen Rechtspflege deckt altbekannte Mängel auf, VN, 1/2007,  

S. 20–23.

 13  Michelle Nichols, Tribunal orders United Nations to pay $65,000 

to Whistleblower, Reuters, 24.9.2012, www.reuters.com/article/us-

un-kosovo-whistleblower-idUSBRE92J1EY20130320

 14  Ebd.

 15  www.un.org/en/oaj/unjs/

fest, dass das Ethikbüro in acht von 300 Beschwer-
den befunden hatte, dass Vergeltungsmaßnahmen 
vorlägen. Doch  nur in einem einzigen Fall hatte es 
Rechtsschutz empfohlen. Wasserstrom berichtete 
der Presse: »Damit wird ein wirklich entsetzliches 
Signal an Whistleblower innerhalb des UN-Systems 
ausgesendet. Hier wurde eine Entscheidung getrof-
fen, die keinerlei Konsequenzen für die Vereinten 
Nationen hat. Der Betrag ist so gering; es handelt 
sich lediglich um ein Dutzend Flugtickets. Rache-
suchende haben keine Konsequenzen zu fürchten 
und Whistleblower setzen sich enormen Risiken 
aus. Wo liegt da der Anreiz, vorzutreten und mit 
Korruption oder anderen Missständen aufzuräu-
men?«14

Das Urteil im Fall Wasserstrom bestätigte gewis-
sermaßen das neue System, das von den Vereinten 
Nationen selbst als »unabhängig, professionell, ziel-
führend, transparent und dezentral«15 bezeichnet 
wird. Die Richter, die am Gericht der Vereinten Na
tionen für dienstrechtliche Streitigkeiten tätig sind, 
sind unabhängig, obwohl sie von der Organisation 
eingestellt und bezahlt werden. Die Entscheidun-
gen sind bindend. An den Amtssitzen der Vereinten 
Nationen in Genf, Nairobi und New York arbeiten 
jeweils eine Richterin beziehungsweise ein Richter 
sowie weitere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, um 
die anhängigen Fällen zu bearbeiten. Am Berufungs-
gericht (UN Appeals Tribunal) in New York sind 
fünf Richterinnen und Richter tätig und es werden 
die Berufungsklagen von jeder Seite angehört – an-
ders als bei den Entscheidungen des Gerichts für 
dienstrechtliche Streitigkeiten.

schlichten und eine Einigung zu erzielen. Sirois 
empfahl seinen Klientinnen und Klienten, »sie soll-
ten sich ein Kissen kaufen, in das sie weinen kön-
nen«, anstatt Zeit damit zu verschwenden, die Om-
budsperson aufzusuchen.

Im Zuge der Reformen eröffneten die Vereinten 
Nationen im Jahr 2005 – nach dem mutmaßlichen 
Öl-für-Lebensmittel-Skandal10 – ein Ethikbüro11, 
um das Personal zu beraten, wie es sich angemessen 
zu verhalten habe und um finanzielle Angaben von 
Führungspersonen zu überwachen und einzufor-
dern. Das Büro wurde außerdem damit beauftragt, 
Whistleblower zu schützen. Im Jahr 2006 setzte 
Annan die ›Gruppe für die Neugestaltung des Sys-
tems der internen Rechtspflege der Vereinten Natio-
nen‹ (Redesign Panel on the United Nations System 
of Administrative Justice) ein, um das Rechtssys-
tem zu überprüfen. Dies führte wiederum im Jahr 
2007 zu einer neuen Struktur: Die Vereinten Nati-
onen reformierten ihr internes Rechtssystem, Ge-
richte wurden geschaffen und mit externen Richte-
rinnen und Richtern ausgestattet.12

Die Generalversammlung richtete zusätzlich das 
Rechtsberatungsbüro für Bedienstete (Office of Staff 
Legal Assistance – OSLA) ein, das mit Rechtsrefe-
renten und -referentinnen ausgestattet wurde, die 
sowohl am UN-Amtssitz in New York als auch in 
Addis Abeba, Beirut, Genf und Nairobi in Vollzeit 
tätig sind. Daneben besteht ein Verzeichnis mit 
Namen von ehrenamtlichen Rechtsanwältinnen und 
Rechtsanwälten. Sie alle sind bei jener Organisa
tion angestellt, gegen die sie schließlich Klagen er-
heben und wissen, dass diese intolerant gegenüber 
all jenen ist, die das Boot zum Schaukeln bringen. 
Aus diesem Grund suchen viele UN-Bedienstete ex-
terne Beratung auf eigene Kosten auf oder vertre-
ten sich vor Gericht selbst.

Der Whistleblower James Wasserstrom

Die Wirksamkeit des Systems wurde mit dem Fall 
von James Wasserstrom infrage gestellt. Seine Kor-
ruptionsvorwürfe gegen die Übergangsverwaltungs-
mission der Vereinten Nationen in Kosovo (United 
Nations Interim Administration Mission in Koso-
vo – UNMIK) führten dazu, dass er selbst Opfer 
wurde und Ermittlungen ausgesetzt war. Es ver-
wundert nicht, dass das Ethikbüro den Fall über-
nahm und das OIOS keine Beweise für Vergeltungs-
maßnahmen feststellte. Wasserstrom konsultierte 
schließlich das neu eingerichtete Gericht der Ver-
einten Nationen für dienstrechtliche Streitigkeiten 
(UN Dispute Tribunal) und erhielt im Jahr 2012  
65 000 Dollar Entschädigung. Das Gericht befand, 
dass eindeutige Beweise für Vergeltungsmaßnah-
men vorlagen.13

Im Zuge dieses Vorfalls stellte die nichtstaatliche 
Organisation ›Government Accountability Program‹ 
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Hochrangige Führungsebene  
gegen Gerichte

Obwohl Einigkeit darüber herrscht, dass sich das 
System gegenüber dem ursprünglichen deutlich ver-
bessert hat, treten noch immer Probleme auf, von 
denen einige im Bericht der Unabhängigen Interims-
gruppe zur Überprüfung des Systems der internen 
Rechtspflege der Vereinten Nationen (Interim Inde-
pendent Assessment Panel on the United Nations 
System of Administration of Justice) vom 2. No-
vember 2015 genannt werden.16 Es liegt nicht in der 
Kultur der Vereinten Nationen, dass die hochrangi-
ge Führungsebene von Richterinnen und Richtern 
niedrigeren Ranges gemaßregelt wird. So sehr sich 
das System auch bemüht: Hochrangiges Führungs-
personal wird bei Fehlverhalten von der Organisa-
tion vor direkten Konsequenzen bewahrt. Die UN 
verweigern zudem wiederholt, bestimmte Doku-
mente, die Hinweise über das Fehlverhalten liefern 
können oder gar eine Rechenschaftsablegung zur 
Folge haben könnten, der Öffentlichkeit zugänglich 
zu machen. Gewinnt der Beschwerdeführer oder die 
Beschwerdeführerin ihren Fall, wird die Entschä-
digung von den Steuerzahlerinnen und Steuerzah-
lern weltweit entrichtet. Die Verantwortung liegt 
nicht bei den UN-Bediensteten. Diese genießen den 
politischen Rückhalt ihrer Regierungen sowie Kol-
leginnen und Kollegen, wodurch erschwert wird, 
ihnen zu kündigen.

Die Kosten für die UN sind hoch – ein Beschwer-
deführer erhielt beispielsweise im Jahr 2010 eine 
Entschädigung in Höhe von 700 000 US-Dollar, 
da der Anwalt der Vereinten Nationen die Anord-
nung des Gerichts missachtete. Es sollte offengelegt 
werden, wie eine umstrittene Beförderungsentschei-
dung des UN-Generalsekretärs Ban Ki-moon zu-
stande kam. Obwohl keine hochrangigen Personen 
entlassen wurden, ist der Fall durchaus nennens-
wert. Nachdem der australische Richter Michael F. 
Adams, ein langjähriger und geachteter Kritiker der 
Straflosigkeit, die Entschädigungszahlung in Höhe 
von 700 000 US-Dollar anordnete, wurde ihm die 
Wiederwahl für eine zweite Amtszeit verweigert.17 

Zuletzt wurde erst im März 2016 die höchste Ent-
schädigungszahlung aller Zeiten angeordnet. 23 
UN-Bedienstete erhielten eine Zahlung in Höhe 
eines vollen Dreijahresgehalts. 

George Irving, ehemaliger Präsident der Perso-
nalgewerkschaft, war 13 Jahre im Bereich Rechts-
angelegenheiten der Vereinten Nationen tätig. Heu-
te ist er praktizierender Anwalt, dessen Kanzlei UN- 
Mitarbeiterinnen und -Mitarbeiter in Gerichtsver-
fahren vertritt; und zwar mit besonderer Leiden-
schaft, da er die andere Seite des Systems kennen-
gelernt hat. Er bestätigt, »dass das neue System eine 
Verbesserung gegenüber dem alten darstellt und viel 
Potenzial zur Weiterentwicklung in sich birgt. Doch 

es gibt noch viele Herausforderungen. Die Richter 
sind neu, sie kommen nicht aus dem UN-System 
und es braucht Zeit, bis sie sich in das System ein-
gearbeitet haben.« Irving ist der Ansicht, dass »eine 
Bewegung der Personalgewerkschaften die Refor-
men vorangetrieben hat und die Generalversamm-
lung unter Zugzwang stand. Grundsätzlich waren 
die UN-Mitgliedstaaten bestrebt, das System zu pro-
fessionalisieren. Es sollten erfahrene Richterinnen 
und Richter mit Kenntnissen aus der internationa-
len Praxis und keine mit Kolleginnen und Kollegen 
besetzte Jury eingesetzt werden.«

»Das System wurde zudem verkompliziert, so dass 
es dem Personal schwer fällt, es selbst zu steuern 
und viele ihre eigenen Interessen verfolgen. Es wur-
den so viele Fälle vorgebracht, dass man sich fragt, 
ob den UN-Bediensteten geraten wurde, ihre eigenen 
Prozesse anzustreben. Angesichts des kleinen Pro-
zentsatzes der gewonnenen Fälle erfahren die Kla-
genden keine Gerechtigkeit. Sie erhalten vielleicht 
eine Entschädigungszahlung und ein paar freundli-
che Worte, doch niemand wird für schlechte Entschei-
dungen zur Rechenschaft gezogen. Wenn der Gene-
ralsekretär nicht bereit ist, Rechenschaft für verlo- 
rene Fälle einzufordern, wird dies kein anderer tun. 
Das Rechtssystem stößt demnach an seine Grenzen, 
wenn es mit der Verkettung von politischen Fragen 
und Personalfragen konfrontiert wird. Hochrangi-
ges Führungspersonal möchte nicht zur Rechenschaft 
gezogen werden,« so Irving.

Personaleinstellung im Wandel?

Obwohl es rechtlich gesehen richtig wäre, den Ge-
neralsekretär zur Verantwortung zu ziehen, sollte 
man nachsichtig sein. Seine höchsten Beamtinnen und 
Beamten werden von den ständigen Mitgliedern des 
Sicherheitsrats nominiert. Auch andere einflussrei-
che Staaten fordern ihre Mitsprache bei Neuernen-
nungen ein. Alle Bemühungen, das System der Per-
sonaleinstellung zu professionalisieren, treffen stän- 
dig auf die Gegenwehr der Regierungen. Es ist nicht 
nur schwer, Kündigungen auszusprechen, auch die 
Gewinnung von Personal erweist sich als schwie-
rig. Es gibt zahlreiche Fälle, in denen UN-General-
sekretäre versuchten, ihr gewünschtes Personal ein-
zustellen und letztendlich an den Anwälten der UN- 
Bediensteten gescheitert sind.

Irving erläutert: »Das Personal, das im Feld im 
Einsatz ist, hat kaum Möglichkeiten, sich über die 
Vorgesetzte oder den Vorgesetzten zu beschweren. 
Die UN-Bediensteten haben kaum Zugang zu Bera-
tungsstellen oder Personalvertretungen.« Er erklärt 
weiter, dass die Übertragung von Autorität in den 
Einsatzorten als problematisch erachtet wird – doch 
es liegt in der Natur einer internationalen Organi-
sation, mit komplexen Problemen konfrontiert zu 
werden. Für das Personal verstärkt sich das Rechts-
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problem dadurch, dass das Konzept einer professio-
nellen internationalen öffentlichen Behörde mit dau-
erhaften Anstellungen aufgegeben wird. Kurzzeit- 
verträge sind heute die Norm, das rekrutierte Per-
sonal sieht sich entwurzelt und zieht an entfernte 
Orte mit der ständigen Befürchtung, dass ihre Ver-
träge aufgrund negativer Berichte ihrer Vorgesetz-
ten auslaufen.18

Doch auch Kurzzeitverträge fallen unter das Sys-
tem und jede Person, die den Diensteid spricht und 
ein Amt übernimmt, fällt unter die Personalgesetze 
mit all ihren Versorgungsansprüchen. Demnach soll 
jede Person gleichberechtigt behandelt werden, doch 
sind kurzfristig beschäftigte Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter in Missionen offensichtlich besonders 
angreifbar. Aus diesem Grund ist das Rechtssystem 
so wichtig – genauso wichtig wie eine entsprechende 
Führungskultur. Trotz der Bemühungen, das Ma-
nagement zu professionalisieren, werden viel zu vie-
le UN-Posten an Botschafterinnen und Botschafter 
sowie Ministerinnen und Minister vergeben – viele 
von ihnen stammen aus Staaten, deren Kultur so-
wohl in Personal- als auch in Rechtsangelegen-
heiten zu wünschen übrig lässt. Letztlich ist das 
Rechtssystem trotz seiner Schwächen unerlässlich, 
um die großen Schwächen des Personalsystems der 
Vereinten Nationen, das mehr denn je einer Re-
form bedarf, zu beseitigen. In dem Bericht der Un-
abhängigen Interimsgruppe aus dem Jahr 2015 wur-
de betont, dass ein kompetentes Management 
beinahe genauso bedeutend ist wie eine Reform des 
Rechtssystems.

Drei Fragen an Ralf Südhoff

Welche Bilanz ziehen Sie zum Jahrestag des 
Erdbebens in Nepal am 25. April 2015 und wel-
che Erkenntnisse ergaben sich daraus für die 
Arbeit des Welternährungsprogramms der Ver-
einten Nationen (UN World Food Programme – 
WFP) nach dem Beben in Ecuador? 

Alle Helferinnen und Helfer von nichtstaatli-
chen Organisationen, der nepalesischen Re-
gierung und den UN haben im schwer zugäng
lichen Terrain Nepals außergewöhnliche Arbeit 
geleistet. WFP hat bereits kurz nach dem Be-
ben über das Nothilfezentrum, das einen Mo-

nat zuvor in Kathmandu eröffnet worden war, die Hilfe für zwei Milli-
onen Menschen in die Wege geleitet und die Logistik bereitgestellt. 
Auch unsere Wiederaufbauprogramme begannen rasch: die Menschen 
bauen Lager, Straßen und Häuser wieder auf – und das vor allem sicherer. 
Dafür erhalten sie Bargeld von WFP. Unsere Analysen ergaben, dass 
diejenigen, die am meisten verloren haben, sich bisher am wenigsten 
von den Folgen des Bebens erholen konnten. Nepal hat gezeigt, dass 
alle Akteure auf den Ernstfall vorbereitet sein müssen. Das gilt auch 
für Ecuador: WFP konnte die Regierung binnen 72 Stunden mit Notra-
tionen unterstützen, weil wir für eine Katastrophe in der Region be-
reits Vorbereitungen getroffen hatten. Über das logistische Netzwerk 
der UN konnten wir schnell Hilfsgüter von anderen Hilfsorganisatio-
nen in das Erdbebengebiet bringen.  

Die humanitäre Situation in Syrien verschlechtert sich zunehmend und 
die Friedensbemühungen erfahren immer wieder Rückschläge. Wie ko-
operieren Sie mit den ›richtigen‹ Partnerorganisationen vor Ort?

Um helfen zu können, sind wir in ständigem Kontakt mit allen Akteu-
ren in der Region und verhandeln an jedem Checkpoint über den Zu-
gang zu Syrerinnen und Syrern in Not. Eine Ausnahme sind die vom 
Islamischen Staat (IS) besetzten Gebiete. Hier können sich die UN auf 
keinerlei Kompromisse im Bezug auf Transparenz, Überwachung und 
Neutralität der Hilfe einlassen. Seit Anfang des Jahres konnte WFP 
über Hilfskonvois wieder Nahrung in 17 belagerte und schwer erreich-
bare Gebiete Syriens bringen. Dort haben die Menschen teilweise seit 
Monaten oder sogar Jahren keine Hilfe von außen erhalten. Auch da-
bei arbeiten wir eng mit lokalen Organisationen wie dem Syrischen 
Roten Halbmond zusammen, der die Notrationen verteilt. Diese Part-
nerorganisationen werden genau überprüft und sind unabdingbar, 
damit jeden Monat rund vier Millionen Syrerinnen und Syrer lebens-
wichtige Nahrung von WFP erhalten können.

Der Weltgipfel für humanitäre Hilfe stand im Zeichen der gestiegenen 
Herausforderungen an die humanitäre Hilfe. Wie können diese in 
Zeiten vielfältiger Krisen gemeistert werden? 

Neben der weiter zu verbessernden Koordination der Hilfe sind zwei 
Punkte besonders wichtig: Zum einen müssen wir eine ausreichende 
Finanzierung der humanitären Hilfe sicherstellen, insbesondere da sich 
der Bedarf binnen weniger Jahre verzehnfacht hat. Hier geht bislang 
vor allem Deutschland mit gutem Beispiel voran. Damit verbunden 
sind weitere Fortschritte bei der Verknüpfung von humanitärer Hilfe 
mit Wideraufbau und Entwicklung. Der Schlüssel könnte sein, noch 
stärker auf Hilfsprogramme zu setzen, die eine bessere Vorsorge und 
Resilienz gegen zukünftige Katastrophen mit der Nothilfe verbinden. 
Nicht zuletzt, weil wir jeden Euro Hilfe nur einmal ausgeben können.

Ralf Südhoff, geb. 1968, ist Leiter des Welternährungsprogramms der Vereinten 
Nationen (WFP) in Deutschland, Österreich, Liechtenstein und der deutschspra-
chigen Schweiz.


